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Vorlage Nr. 256/16
Beschlussvorschlag/Empfehlung:

Der Bauausschuss empfiehlt dem Rat der Stadt Rheine folgende Satzung zu be-
schlieBen:

Satzung iiber die
Erhebung von ErschlieBungsbeitragen in der Stadt Rheine
(ErschlieBungsbeitragssatzung)
vom .

Der Rat der Stadt Rheine hat aufgrund der §§ 7 Abs.1 und 41 Abs. 1 Buchstabe f der
Gemeindeordnung fiir das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 14.07.1994 (GV NRW S. 666), zuletzt geandert durch Gesetz vom
25.06.2015 (GV NRW S. 496) in Verbindung mit § 132 und § 133 Absatz 3 Satz 5 des
Baugesetzbuches (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 23. September
2015 (BGBI. I S. 1722), am 27. September 2016 folgende ErschlieBungsbeitragssatzung
beschlossen:

§1

Erhebung von ErschlieBungsbeitrdgen

Die Stadt erhebt zur Deckung ihres anderweitig nicht gedeckten Aufwands fir die erst-
malige Herstellung von ErschlieBungsanlagen ErschlieBungsbeitrage nach MaBgabe der
8§ 127 ff. des Baugesetzbuchs (BauGB) und dieser Satzung.

§2
Art und Umfang der
ErschlieBungsanlagen

(1) Beitragsfahig ist der ErschlieBungsaufwand fir:

1. die offentlichen zum Anbau bestimmten StraBen, Wege und Platze (§ 127 Abs. 2 Nr.
1 BauGB) in
bis zu einer Breite von
a) Wohngebieten, Dorf-, Misch-, Ferienhaus- und Campingplatzgebieten 24,0 m

bei einseitiger Bebaubarkeit 18,0 m
b) Kern-, Gewerbe-, Industrie- und sonstigen

Sondergebieten 30,0 m
c) Wochenendhaus- und Dauerkleingartengebieten 7,0 m
d) Kleinsiedlungsgebieten 10,0 m

bei einseitiger Bebaubarkeit 8,5m

2. die offentlichen, aus rechtlichen oder tatsachlichen Grinden mit Kraftfahrzeugen
nicht befahrbaren Verkehrsanlagen innerhalb der Baugebiete (§ 127 Abs. 2 Nr. 2
BauGB) bis zu einer Breite von 6 m,

3. die nicht zum Anbau bestimmten, zur ErschlieBung der Baugebiete notwendigen
SammelstraBen innerhalb der Baugebiete (§ 127 Abs. 2 Nr. 3 BauGB) bis zu einer
Breite von 27 m,

4. Parkflachen und Grinanlagen (§ 127 Abs. 2 Nr. 4 BauGB),

a) soweit sie Bestandteil der in Nummer 1 bis Nummer 3 genannten Verkehrsanlagen
sind (unselbststéandige Parkflachen und Griinanlagen), bis zu einer weiteren Breite
von jeweils 5 m,
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b) soweit sie nicht Bestandteil der in Nummer 1 bis Nummer 3 genannten Verkehrs-
anlagen, aber nach stadtebaulichen Grundsatzen innerhalb der Baugebiete zu de-
ren ErschlieBung notwendig sind (selbststédndige Parkflachen und Griinanlagen),
jeweils bis zu 15 vom Hundert aller im Abrechnungsgebiet (§ 6) liegenden Grund-
sticksflachen

5. Anlagen zum Schutz von Baugebieten gegen schadliche Umwelteinwirkungen im Sin-
ne des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (§ 127 Abs. 2 Nr. 5 BauGB) bis zu dem in
einer erganzenden Satzung gemaB § 12 zu regelnden Umfang.

(2) Werden durch eine ErschlieBungsanlage im Sinne von Absatz 1 Nummer 1 unter-
schiedliche Baugebiete erschlossen, gilt die gréBte Breite. Endet sie als Sackgasse, ver-
groBern sich flir den Bereich der Wendeanlage die in Absatz 1 genannten Breiten um 50
vom Hundert, mindestens aber um 10 m. Entsprechendes gilt flir den Bereich der Ein-
muindung in andere oder der Kreuzung mit anderen Anlagen.

(3) Die in Absatz 1 Nummern 1 und 3 genannten Breiten umfassen Fahr- und Standspu-
ren, Rad- und Gehwege, Schrammborde und Sicherheitsstreifen, nicht aber unselbst-
standige Parkflachen und Griinanlagen; die in Absatz 1 Nummer 2 genannte Breite um-
fasst nicht unselbststandige Griinanlagen. Die Breiten sind Durchschnittsbreiten und um-
fassen nicht die zu den ErschlieBungsanlagen gehdrenden und zu ihrer Herstellung not-
wendigen Béschungen und Stiitzmauern sowie die Fahrbahnen der Ortsdurchfahrten von
Bundes-, Landes- und KreisstraBen in der Breite ihrer anschlieBenden freien Strecken.

§3

Umfang des beitragsfahigen ErschlieBungsaufwandes

(1) Zum beitragsfahigen ErschlieBungsaufwand gehdren insbesondere die Kosten fiir

a) den Erwerb der Grundflachen fir ErschlieBungsanlagen,

b) die Freilegung der Grundfldchen fiir ErschlieBungsanlagen,

c) die erstmalige Herstellung des StraBen- oder Wegekdrpers einschlieBlich des Unter-
baus, der Befestigung der Oberflache sowie notwendiger Erhéhungen oder Vertiefun-
gen,

d) die Herstellung der
aa) Rinnen und Randsteine,
bb) Gehwege,
cc) Radwege,

dd) kombinierten Geh- und Radwege,

ee) Mischflachen (§ 10 Satz 2),

ff)  Seiten-, Trenn-, Rand- und Sicherheitsstreifen,

gg) Beleuchtungseinrichtungen,

hh) Entwasserungseinrichtungen der ErschlieBungsanlagen,
i) Bdschungen, Schutz- und Stitzmauern

e) den Anschluss an andere ErschlieBungsanlagen,

f) die Ubernahme von Anlagen als gemeindliche ErschlieBungsanlagen,

g) die Herstellung der Parkflachen,

h) die Herstellung der Grinanlagen

i) die Herstellung der Anlagen zum Schutz von Baugebieten gegen schadliche Umwelt-
einwirkungen im Sinne des Bundes-Immissionsschutzgesetzes,

j) die Fremdfinanzierung,

k) die Herstellung der Ausgleichs- und ErsatzmaBnahmen wegen Eingriffs beitragsfahi-
ger MaBnahmen in Natur und Landschaft,

) die Beauftragung Dritter mit der Planung und Bauleitung.

(2) Der ErschlieBungsaufwand umfasst auch
a) den Wert der von der Stadt aus ihrem Vermdgen bereitgestellten Flachen im Zeit-
punkt der Bereitstellung, im Fall einer erschlieBungsbeitragspflichtigen Zuteilung im



-4 -

Sinne des § 57 Satz 4 BauGB und des § 58 Absatz 1 Satz 1 BauGB auch den Wert
nach § 68 Absatz 1 Nummer 4 BauGB,

b) die Kosten, die fir die Teile der Fahrbahn einer Ortsdurchfahrt einer Bundes-, Land-
oder KreisstraBe entstehen, die Uber die Breite der anschlieBenden freien Strecken
hinausgehen,

c) den Wert der Sachleistungen der Stadt sowie der vom Personal der Stadt erbrachten

Werk- und Dienstleistungen fiir die Freilegung und technische Herstellung der Erschlie-

Bungsanlage.

§4

Ermittlung des beitragsfahigen ErschlieBungsaufwandes

(1) Der beitragsfahige ErschlieBungsaufwand (§ 2 und § 3) wird nach den tatsachlichen
Kosten ermittelt.

(2) Der beitragsfahige ErschlieBungsaufwand wird fir die einzelne ErschlieBungsanlage
ermittelt. Die Stadt kann abweichend davon den beitragsfahigen ErschlieBungsaufwand
flr bestimmte Abschnitte einer ErschlieBungsanlage oder flir mehrere Anlagen, die flr
die ErschlieBung der Grundstlicke eine Einheit bilden, ermitteln.

§5
Anteil der Stadt
am beitragsfahigen ErschlieBungsaufwand

Von dem ermittelten beitragsfahigen ErschlieBungsaufwand tragt die Stadt 10 vom Hun-
dert.

§6
Abrechnungsgebiet

Die von einer ErschlieBungsanlage erschlossenen Grundstilicke bilden das Abrechnungs-
gebiet (berlicksichtigungspflichtige Grundstlicke). Wird ein Abschnitt einer ErschlieBungs-
anlage oder werden die eine ErschlieBungseinheit bildenden ErschlieBungsanlagen ge-
meinsam abgerechnet, so bilden die von diesem Abschnitt oder diesen ErschlieBungsan-
lagen erschlossenen Grundstlicke das Abrechnungsgebiet. In Fallen der Eigentimeriden-
titdt von Anlieger- und Hinterliegergrundstiick zéhlen gefangene Hinterliegergrundstiicke
in der Regel zu den erschlossenen Grundstlicken, nicht gefangene Hinterliegergrundstii-
cke dagegen in der Regel nicht; gefangen ist ein Hinterliegergrundstlick, wenn es aus-
schlieBlich Uber das Anliegergrundstiick eine Verbindung zum stadtischen Verkehrsnetz
hat.

§7
Verteilung des umlagefihigen ErschlieBungsaufwandes

(1) Der nach § 4 ermittelte ErschlieBungsaufwand wird nach Abzug des Anteils der Stadt
(8§ 5) auf die Grundstlicke des Abrechnungsgebietes (§ 6) verteilt. Die Verteilung des
Aufwands auf diese Grundstiicke erfolgt im Verhaltnis der Nutzflachen, die sich flr diese
Grundstlicke aus der Vervielfachung der Grundsticksflache mit den nach § 8 maBgebli-
chen Nutzungsfaktoren ergeben.

(2) Als Grundstiicksflache gilt grundsatzlich die gesamte Flache des Buchgrundstiicks.
Abweichend davon gilt als Grundstilicksflache

1. bei Grundstiicken, die teilweise im Geltungsbereich eines Bebauungsplans oder einer
Satzung nach § 34 Absatz 4 BauGB und mit der Restflache im AuBenbereich (§ 35
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BauGB) liegen, die Teilflache im Geltungsbereich des Bebauungsplans oder der Sat-
zung nach § 34 Absatz 4 BauGB,

2. bei Grundstlicken, die nicht unter Absatz 3 fallen, fir die weder ein Bebauungsplan
noch eine Satzung nach § 34 Absatz 4 BauGB besteht und die teilweise innerhalb des
unbeplanten Innenbereichs (§ 34 BauGB) und mit der Restflache im AuBenbereich (§
35 BauGB) liegen, die Flache zwischen der ErschlieBungsanlage und einer Linie, die
im gleichmaBigen Abstand von 30 m dazu verlauft,

3. bei Grundstlicken, die Gber die sich nach Nummer 1 und Nummer 2 ergebenden
Grenzen hinaus bebaut oder gewerblich genutzt sind, die Flache zwischen der Er-
schlieBungsanlage und einer Linie, die im gleichmaBigen Abstand verlauft, der der
Ubergreifenden Bebauung oder gewerblichen Nutzung entspricht.

(3) Bei Grundstiicken, die im Geltungsbereich eines Bebauungsplans oder einer Satzung
nach § 34 Abs. 4 Nummern 2 und 3 BauGB nicht baulich oder gewerblich, sondern
nur in vergleichbarer Weise nutzbar sind (z.B. als Friedhofe, Sport- und Festplatze,
Freibadder, Dauerkleingarten) oder innerhalb des unbeplanten Innenbereichs (§ 34
BauGB) so genutzt werden, gilt als Grundstiicksflache die gesamte Flache des Buch-
grundstuicks.

§8

Nutzungsfaktoren

(1) Der maBgebliche Nutzungsfaktor bei bertcksichtigungspflichtigen Grundstlicken, die
baulich oder gewerblich nutzbar sind, wird durch die Zahl der Vollgeschosse bestimmt.
Dabei gelten als Vollgeschoss alle Geschosse, die nach § 2 Abs. 5 BauO NRW Vollge-
schosse sind. Besteht im Einzelfall wegen der Besonderheiten des Bauwerks in ihm kein
Vollgeschoss, so werden bei gewerblich oder industriell genutzten Grundsticken je voll-
endete 3,50 m und bei allen in anderer Weise baulich genutzten Grundstiicken je vollen-
dete 2,80 m Hohe des Bauwerks (Traufhdhe) als ein Vollgeschoss gerechnet. Kirchenge-
bdude werden stets als eingeschossige Gebdaude behandelt.

(2) Der Nutzungsfaktor betragt bei einem Vollgeschoss 1,0 und erhdht sich je weiteres
Vollgeschoss um 0,25.

(3) Als Zahl der Vollgeschosse gilt jeweils bezogen auf die in § 7 Absatz 2 bestimmten

Flachen

1. bei Grundsticken, die ganz oder teilweise im Geltungsbereich eines Bebauungsplans
oder einer Satzung nach § 34 Absatz 4 Satz 1 Nummern 2 und 3 BauGB liegen,

a) die festgesetzte héchstzulassige Zahl der Vollgeschosse;

b) fir die statt der Zahl der Vollgeschosse die Hohe der baulichen Anlagen festge-
setzt ist, in Kern-, Gewerbe-, Industrie- und Sondergebieten im Sinne von § 11
Absatz 3 BauNVO die durch 3,5 und in allen anderen Baugebieten die durch 2,80
geteilte héchstzuldssige Gebaudehdhe, wobei bei Bruchzahlen bis 0,49 abgerundet
und bei Bruchzahlen ab 0,5 auf ganze Zahlen aufgerundet wird;

c) fur die weder die Zahl der Vollgeschosse noch die Hohe der baulichen Anlagen,
sondern nur eine Baumassenzahl festgesetzt ist, die durch 3,5 geteilte héchst-
zuldssige Baumassenzahl, wobei bei einer Bruchzahl bis 0,49 abgerundet und bei
einer Bruchzahl ab 0,5 auf ganze Zahlen aufgerundet wird;

d) auf denen nur Garagen, Stellplatze, Parkhauser oder Tiefgaragenanlagen errichtet
werden dirfen, die Zahl von einem Vollgeschoss je Nutzungsebene;

e) fur die gewerbliche Nutzung ohne Bebauung oder mit einer untergeordneten bau-
lichen Nutzungsméglichkeit festgesetzt ist, die Zahl von einem Vollgeschoss;

f) fur die industrielle Nutzung ohne Bebauung oder mit einer untergeordneten bauli-
chen Nutzungsmadglichkeit festgesetzt ist, die Zahl von zwei Vollgeschossen;

g) fur die weder die Zahl der Vollgeschosse noch die Hohe der baulichen Anlagen o-
der die Baumassenzahl bestimmt ist, der in der ndaheren Umgebung Gberwiegend
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festgesetzte oder tatsachlich vorhandene (§ 34 BauGB) Berechnungswert nach
Buchst. a bis c;

2. bei Grundstlicken, auf denen die Zahl der Vollgeschosse nach Nummer 1 Buchst. a
bzw. Buchst. d bis g oder die H6he der baulichen Anlagen bzw. die Baumassenzahl
nach Nummer 1 Buchst. b bzw. Buchst. c Gberschritten wird, die tatsachlich vorhan-
dene Zahl der Vollgeschosse bzw. die sich nach der tatsachlich vorhandenen Bebau-
ung ergebenden Berechnungswerte nach Nummer 1 Buchst. b bzw. Buchst. c;

3. bei Grundstlicken, fiir die kein Bebauungsplan besteht und eine Satzung nach § 34
Absatz 4 BauGB keine Festsetzungen der in Nummer 1 bezeichneten Art enthalt, die
aber ganz oder teilweise innerhalb des unbeplanten Innenbereichs (§ 34 Abs. 1
BauGB) liegen, wenn sie
a) bebaut sind, die hochste Zahl der tatsachlich vorhandenen Vollgeschosse,

b) unbebaut sind, die Zahl der in der ndheren Umgebung Uberwiegend vorhandenen
Vollgeschosse.

(4) Der sich aus Absatz 2 in Verbindung mit Absatz 3 ergebende Nutzungsfaktor wird

vervielfacht mit

1. 1,5, wenn das Grundstiick innerhalb eines tatsdchlich bestehenden (§ 34 BauGB)
oder durch Bebauungsplan ausgewiesenen Wohngebiets (§ 3, § 4 und § 4a BauNVO),
Dorfgebiets (§ 5 BauNVO), Mischgebiets (§ 6 BauNVO) oder Sondergebiets im Sinne
von § 10 BauNVO oder ohne ausdriickliche Gebietsfestsetzung innerhalb eines Be-
bauungsplangebiets zu mehr als einem Drittel gewerblich oder in einer der gewerbli-
chen Nutzung ahnlichen Weise (z. B. Verwaltungs-, Schul-, Post- und Bahnhofsge-
baude, Praxen fir freie Berufe, Kindertagesstatten) genutzt wird. Ob ein Grundstlick
in dieser Weise genutzt wird, bestimmt sich nach dem Verhaltnis, in dem die Nut-
zungen der tatsachlichen Geschossflachen zueinander stehen; hat die gewerbliche
Nutzung des Gebdudes nur untergeordnete Bedeutung und bezieht sie sich Uberwie-
gend auf die Grundstiicksflache (z.B. Fuhrunternehmen, Betriebe mit groBen Lager-
flachen u.a.), ist anstelle der Geschossflachen von den Grundstiicksflachen auszuge-
hen;

2. 2,0, wenn das Grundstiick innerhalb eines tatsachlich bestehenden (§ 34 BauGB)
oder durch Bebauungsplan ausgewiesenen Kerngebiets (§ 7 BauNVO), Gewerbege-
biets (§ 8 BauNVO), Industriegebiets (§ 9 BauNVO) oder Sondergebiets im Sinne von
§ 11 BauNVO liegt.

Bei der Verteilung des umlagefahigen ErschlieBungsaufwands flr selbsténdige Griinanla-

gen (§ 127 Abs. 2 Nr. 4 BauGB) findet eine Erhéhung nach Satz 1 nicht statt. Im Fall von

Satz 1 Nummer 2 ist der Nutzungsfaktor stattdessen um 50 vom Hundert zu ermdBigen.

(5) Bei bericksichtigungspflichtigen Grundstlicken, die nicht baulich oder gewerblich,
sondern nur in vergleichbarer Weise nutzbar sind oder innerhalb des unbeplanten Innen-
bereichs so genutzt werden (§ 7 Abs. 3), betragt der Nutzungsfaktor 0,5.

§9

Mehrfach erschlossene Grundstiicke

(1) Grundsticke, die durch mehrere, nicht zur gemeinsamen Aufwandsermittlung nach §
130 Abs. 2 Satz 3 BauGB zusammengefasste beitragsféhige ErschlieBungsanlagen im
Sinne von § 127 Absatz 2 Nummer 1 BauGB erschlossen werden, sind zu jeder dieser
Anlagen beitragspflichtig.

(2) Sind solche Grundsticke nach den Festsetzungen eines Bebauungsplanes nur fir
Wohnzwecke bestimmt oder werden sie auBerhalb von Bebauungsplangebieten nur fir
Wohnzwecke genutzt, so wird die zu beriicksichtigende Nutzfldche (§ 7 Abs. 1 Satz 2) zu
Lasten der Ubrigen Beitragspflichtigen bei jeder der beitragsfahigen ErschlieBungsanlagen
nur zu 60 % in Ansatz gebracht.
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(3) Die vorstehende ErméaBigungsregelung gilt nicht, wenn flir das Grundstiick § 8 Absatz
4 Satz 1 anzuwenden ist.

(4) Werden Grundsticke durch offentliche, aus rechtlichen oder tatsachlichen Griinden
mit Kraftfahrzeugen nicht befahrbare Verkehrsanlagen innerhalb der Baugebiete (§ 127
Abs. 2 Nr. 2 BauGB) oder durch Griinanlagen (§ 127 Abs. 2 Nr. 4 BauGB) mehrfach er-
schlossen, so wird die zu berlicksichtigende Nutzflache (§ 7 Abs. 1 Satz 2) bei der Ab-
rechnung jeder dieser ErschlieBungsanlagen nur zu zwei Dritteln in Ansatz gebracht.

§ 10
Kostenspaltung

Der ErschlieBungsbeitrag kann ftr

den Grunderwerb,

die Freilegung,

die Fahrbahnen,

die Radwege (zusammen oder einzeln),
die Gehwege (zusammen oder einzeln),
die kombinierten Geh- und Radwege (zusammen oder einzeln),
die unselbstandigen Parkflachen,

die unselbstandigen Griinanlagen,

. die Mischflachen,

10. die Entwasserungseinrichtungen,

11. die Beleuchtungseinrichtungen

CONOUNREWNE

gesondert und in beliebiger Reihenfolge erhoben werden. Mischflachen im Sinne von
Nummer 9 sind solche Fléchen, die innerhalb der StraBenbegrenzungslinien Funktionen
der in den Nummern 3 bis 8 genannten Teileinrichtungen miteinander kombinieren und
bei der Gliederung der ErschlieBungsanlage ganz oder teilweise auf eine Funktionstren-
nung verzichten.

g§11
Merkmale der endgiiltigen Herstellung von ErschlieBungsanlagen

(1) Die offentlichen zum Anbau bestimmten StraBen, Wege und Platze (§ 127 Abs. 2 Nr.
1 BauGB), die 6ffentlichen, aus rechtlichen oder tatsachlichen Griinden mit Kraftfahrzeu-
gen nicht befahrbaren Verkehrsanlagen innerhalb der Baugebiete (§ 127 Abs. 2 Nr. 2
BauGB), die SammelstraBen innerhalb der Baugebiete (§ 127 Abs. 2 Nr. 3 BauGB) und
die Parkflachen (§ 127 Abs. 2 Nr. 4 BauGB) sind endgliltig hergestellt, wenn

a) ihre Flachen im Eigentum der Stadt stehen und
b) sie Uber Entwdsserungs- und Beleuchtungseinrichtungen verfligen.

Die flachenmaBigen Bestandteile ergeben sich aus dem Bauprogramm.

(2) Die flachenmaBigen Bestandteile dieser ErschlieBungsanlagen sind endgliltig herge-
stellt, wenn

a) Fahrbahnen, Gehwege, Radwege sowie kombinierte Rad- und Gehwege eine Befesti-
gung auf tragféhigem Unterbau mit einer Decke aus Asphalt, Beton, Platten oder
Pflaster aufweisen; die Decke kann auch aus einem dhnlichen Material neuzeitlicher
Bauweise bestehen;

b) unselbstandige und selbstandige Parkflachen eine Befestigung auf tragfahigem Un-
terbau mit einer Decke aus Asphalt, Beton, Platten, Pflaster oder Rasengittersteinen
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aufweisen; die Decke kann auch aus einem ahnlichen Material neuzeitlicher Bauweise
bestehen;

c) unselbstandige Grinanlagen gartnerisch gestaltet sind;

d) Mischflachen in den befestigten Teilen entsprechend Buchst. a hergestellt und die
unbefestigten Teile gemdB Buchst. ¢ gestaltet sind. Fahrbahnen und Parkflachen sind
gegenliber Gehwegen, Radwegen sowie kombinierten Geh- und Radwegen durch
Randsteine, Plasterzeilen oder ahnliche bautechnische Einrichtungen abzugrenzen.

(3) Endgiiltig hergestellt sind

a) Entwéasserungseinrichtungen, wenn die StraBenrinnen, die StraBeneinlaufe oder die
sonst zur Ableitung des StraBenoberflachenwassers erforderlichen Einrichtungen

b) Beleuchtungseinrichtungen, wenn eine der GroBe der ErschlieBungsanlage und den
ortlichen Verhaltnissen angepasste Anzahl von Beleuchtungskdrpern

betriebsfertig angelegt sind.

(4) Selbstandige Grinanlagen (§ 127 Abs. 2 Nr. 4 BauGB) sind endgultig hergestellt,
wenn ihre Flachen im Eigentum der Gemeinde stehen und géartnerisch gestaltet sind.

g§12
Immissionsschutzanlagen

Bei Anlagen zum Schutz von Baugebieten gegen schadliche Umwelteinwirkungen im Sin-
ne des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (§ 127 Abs. 2 Nr. 5 BauGB) werden Umfang,
Merkmale der endglltigen Herstellung und die Verteilung des beitragsfahigen Erschlie-
Bungsaufwands durch ergdnzende Satzung im Einzelfall geregelt.

§ 13
Entstehen der sachlichen Beitragspflichten

(1) Die sachlichen Beitragspflichten entstehen mit der endgiiltigen Herstellung der Er-
schlieBungsanlage, im Falle der Abschnittsbildung mit der endgdltigen Herstellung des
Abschnitts und des Abschnittsbildungsbeschlusses, im Falle der ErschlieBungseinheit mit
der endgiiltigen Herstellung aller die Einheit bildenden ErschlieBungsanlagen und des
rechtzeitigen Zusammenfassungsbeschlusses.

(2) In den Fallen der Kostenspaltung entstehen die sachlichen Beitragspflichten mit Ab-
schluss der MaBnahme, deren Aufwand durch den Teilbeitrag gedeckt werden soll, und
der Anordnung der Kostenspaltung.

(3) Im Fall des § 128 Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 BauGB entstehen die sachlichen Bei-
tragspflichten mit der Ubernahme durch die Stadt.

§ 14
Vorausleistungen

Fur Grundstlicke, flr die eine Beitragspflicht noch nicht oder nicht in vollem Umfang ent-
standen ist, kénnen Vorausleistungen bis zur Héhe des voraussichtlichen ErschlieBungs-
beitrags erhoben werden.

§ 15
Beitragspflichtiger

(1) Beitragspflichtig ist derjenige, der im Zeitpunkt der Bekanntgabe des Beitragsbe-
scheids Eigentimer des Grundsticks ist. Ist das Grundstick mit einem Erbbaurecht be-
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lastet, so ist der Erbbauberechtigte an Stelle des Eigentiimers beitragspflichtig. Mehrere
Beitragspflichtige haften als Gesamtschuldner; bei Wohnungs- und Teileigentum sind die
einzelnen Wohnungs- und Teileigentimer nur entsprechend ihrem Miteigentumsanteil
beitragspflichtig.

(2) Der Beitrag ruht als 6ffentliche Last auf dem Grundstiick, im Fall von Absatz 1 Satz 2
auf dem Erbbaurecht, im Fall von Absatz 1 Satz 3 auf dem Wohnungs- oder dem Teilei-
gentum.

§ 16
Beitragsbescheid und Filligkeit

(1) Die nach dieser Satzung zu erhebenden Beitrage und Vorausleistungen werden durch
schriftlichen Bescheid festgesetzt.

(2) Die festgesetzten Beitréage und Vorausleistungen werden einen Monat nach Bekannt-
gabe des Beitragsbescheids fallig.

§17
Abldésung des ErschlieBungsbeitrages

(1) In Féllen, in denen die sachliche Beitragspflicht noch nicht entstanden ist, kann die
Ablésung des ErschlieBungsbeitrags durch Vertrag vereinbart werden. Der Ablésebetrag
bestimmt sich nach der Hohe des voraussichtlich entstehenden Beitrags. Dabei ist der
entstehende ErschlieBungsaufwand anhand von Kostenvoranschldgen oder, falls noch
nicht vorhanden, anhand der Kosten vergleichbarer Anlagen zu veranschlagen und nach
den Vorschriften dieser Satzung auf die durch die ErschlieBungsanlage erschlossenen
Grundstlcke zu verteilen.

(2) Ein Rechtsanspruch auf Abldsung besteht nicht. Durch die Zahlung des Abldsebetrags
wird die Beitragspflicht abgegolten.

(3) Ein Abldsungsvertrag wird unwirksam, wenn sich im Rahmen einer Beitragsabrech-
nung ergibt, dass der auf das betroffene Grundstlick entfallende ErschlieBungsbeitrag das
Doppelte oder mehr als das Doppelte bzw. die Halfte oder weniger als die Halfte des ver-
einbarten Abldsebetrages ausmacht. In einem solchen Fall ist durch schriftlichen Be-
scheid der ErschlieBungsbeitrag unter Anrechnung des gezahlten Ablésebetrags anzufor-
dern oder die Differenz zwischen gezahltem Abldsebetrag und ErschlieBungsbeitrag zu
erstatten.

§ 18
Entscheidung durch den Biirgermeister

Die Entscheidung liber eine Abrechnung im Wege einer Abschnittsbildung und einer Kos-
tenspaltung sowie eine Erhebung von Vorausleistungen und den Abschluss von Abl6-
sungsvertragen wird mit Blick auf eine einzelne ErschlieBungsanlage auf den Blrgermeis-
ter Gbertragen.

. 8§19
Ubergangsregelung

Fur AusbaumaBnahmen, fir die bis zum Erlass dieser Satzung Vorausleistungsbescheide
erteilt wurden, gelten die Vorschriften der ErschlieBungsbeitragssatzung vom 22. Dezem-
ber 1975 in der Fassung der 8. Anderungssatzung vom 02. April 1992.

§ 20
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Inkrafttreten

Diese Satzung tritt am 01. Januar 2017 in Kraft.

Begriindung:

Die Stadt Rheine hat 1975 die Satzung Uber die Erhebung von ErschlieBungsbei-
tragen flr die erstmalige Herstellung von ErschlieBungsanlagen erlassen. Diese
Satzung wurde letztmalig mit der 8. Anderungssatzung vom 2. April 1992 geén-
dert. Inzwischen hat sich durch die aktuelle Rechtsprechung die Notwendigkeit
ergeben, diese Satzung zu andern bzw. zu erneuern. In der Vorlage 203/15
~Satzung der Stadt Rheine Uber die Erhebung von Beitragen nach § 8 KAG fur
straBenbauliche MaBnahmen" des Bauausschusses vom 18.06.2015 wurde ange-
kiindigt, dass neben der StraBenbaubeitragssatzung auch die ErschlieBungsbei-
tragssatzung Uberarbeitet werden soll. Fast zeitgleich wurde eine mehrtagige
Fortbildung in Zusammenarbeit mit dem Stadte- und Gemeindebund NRW fir
Juni 2016 angekilindigt, bei der neue Mustersatzungen fiir die Erhebung von Er-
schlieBungs- und StraBenbaubeitragen erarbeitet werden sollten. Deshalb erfolgt
erst mit dieser Vorlage der Vorschlag der Verwaltung, eine neue ErschlieBungs-
beitragssatzung zu erlassen.

Bei der o. g. Fortbildung trafen sich im Rahmen der Beitragstage in Bad Honnef
ca. 160 Verantwortliche und Sachbearbeiter aus tUber 100 Stadten und Gemein-
den, fast ausschlieBlich aus NRW. Begleitet wurde diese Veranstaltung durch den
Stadte- und Gemeindebund NRW und fihrende Richter und Rechtsanwalte aus
dem Beitragsrecht. Hauptthema war - wie angeklindigt - die Erarbeitung von
neuen Mustersatzungen flr die Erhebung von ErschlieBungs- und StraBenbaubei-
tragen unter Zugrundelegung der aktuellen Rechtsprechung. Diese neuen Mus-
tersatzungen liegen mit Erlduterungen inzwischen vor. Bezlglich der neuen Stra-
Benbaubeitragssatzung der Stadt Rheine wird auf die Vorlage 255/16 - die eben-
falls in der Sitzung des Bauausschusses am 15.09.2016 behandelt wird - verwie-
sen.

Die neue ,Mustersatzung" diente als Vorlage fur die noch zu beschlieBende neue
ErschlieBungsbeitragssatzung der Stadt Rheine. Zusatzlich wurden - wie in der
Rechtsprechung gefordert - besondere ortliche Gegebenheiten bericksichtigt.
Einzelheiten sind bei den einzelnen §§ erlautert.

Folgende wesentliche inhaltliche Anderungen neben der Anderung der Reihen-
folge der einzelnen §§ sieht die neue Satzung vor:

§ 2 Art und Umfang der ErschlieBungsanlagen

In diesem § ist u. a. geregelt, welche maximalen Ausbaubreiten der 6ffentlichen
zum Anbau bestimmten StraBen, Wege und Platze beitragsfahig sind. Wird Gber
diese Breiten hinaus ausgebaut, tragt die Stadt die Kosten der Uberbreite zu 100
%.
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Die anrechenbaren Breiten der bisherigen Satzung werden aufgrund der neuen
technischen Anforderungen nach Rlcksprache mit den Verkehrsplanern der TBR
in der neuen Satzung durch die Werte der Mustersatzung ersetzt. Die abrechen-
baren Ausbaubreiten werden durch das Bauprogramm im Bauausschuss be-
schlossen.

Finanzielle Auswirkungen fiir die Stadt Rheine:

Nur bei Ausbaubreiten zwischen der bisher abrechenbaren Breite und der zuklnf-
tig abrechenbaren Breite entsteht Beitragspflicht und entlastet den Haushalt der
Stadt Rheine. Dies wird jedoch nur in Ausnahmefallen eintreten.

§ 7 Verteilung des umlagefihigen ErschlieBungsaufwandes

In diesem § ist u. a. geregelt, welche Grundstiicksflache bei der Berechnung der
Beitragshdhe bericksichtigt wird.

Durch die Neuregelung werden Grundsticksflachen im unbeplanten Innenbereich
den Grundstlicksflachen im beplanten Bereich gleichgestellt. Grundsatzlich wird
daher in beiden Fallen die gesamte Grundstiicksflache bei der Berechnung der
Beitrage berlicksichtigt.

Grundstiicke, die sich insgesamt im AuBenbereich befinden, sind nach wie vor
nicht beitragspflichtig.

Bei Beitragsabrechnungen gibt es aber auch Grundstlicke, die teilweise im Innen-
bzw. AuBenbereich liegen. ErfahrungsgemaB sind diese Grundstlicke besonders
groB3. Eine Berucksichtigung der gesamten Grundsticksflache bei der Beitragsbe-
rechnung ware ungerecht, weil der von dem Grundstlick ausgehende Erschlie-
Bungsvorteil in keinem Verhaltnis zur GrundstlicksgréBe stehen wiirde. Um eine
Vergleichbarkeit mit den ,normalen™ Grundstlicken im Innenbereich herzustellen
gibt es das Instrument der Tiefenbegrenzung. Dies bedeutet, dass die Grund-
sticksflache nur bis zu der Tiefe berlicksichtigt werden darf wie bei den durch-
schnittlichen Grundstlckstiefen der Grundstiicke, die im Innenbereich liegen. Die
durchschnittliche Grundstlckstiefe im Innenbereich ist aktuell im Juli 2016 durch
Mitarbeiter/innen der Bauverwaltung fiir das Stadtgebiet Rheine in einem auf-
wendigen Verfahren neu ermittelt und auch dokumentiert worden. Aufgrund die-
ses Ergebnisses muss die bisher angenommene und seit vielen Jahren angewen-
dete Tiefenbegrenzung von 35 Meter auf 30 Meter reduziert werden.

Finanzielle Auswirkungen fiir die Stadt Rheine:

Keine Mehrbelastung des stadtischen Haushaltes. Fihrt zu einer gerechteren
Verteilung des von den Beitragspflichtigen zu tragenden Anteils am Erschlie-
Bungsaufwand.

§ 8 Nutzungsfaktoren

In diesem § wird die unterschiedliche Nutzung der Grundstlicke bertlicksichtigt.
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Der Nutzungsfaktor wird durch die Zahl der Vollgeschosse bestimmt. Es erfolgt -
wie bisher - eine Staffelung der Faktoren nach der Zahl der Vollgeschosse. Be-
ginnend mit dem Faktor 1,0 bei einem Vollgeschoss erhéht sich dieser zukinftig
je Vollgeschoss linear um 0,25, der auch empfohlen wird.

Ferner wird durch die Regelung in diesem § die unterschiedliche Art der Nutzung
berlcksichtigt. Wer die o6ffentliche Verkehrseinrichtung starker in Anspruch
nimmt, soll auch einen héheren Beitrag leisten. Dem wird Rechnung getragen,
indem - wie bisher auch - ein Artzuschlag erhoben wird.

Dieser Artzuschlag kam zur Anwendung, wenn das jeweilige Grundstuck Uber-
wiegend gewerblich genutzt wurde. Aus der Praxis und der Rechtsprechung hat
sich ergeben, dass diese Regelung zu Ungerechtigkeiten fuhrt. Haufig liegt die
gewerbliche Nutzung z. B. bei Arztpraxen, Verkaufsraumen in Wohngebieten et-
was unter 50%, die Inanspruchnahme der 6ffentlichen Verkehrseinrichtung aber
deutlich héher als bei einer normalen Wohnnutzung. Um diesem Umstand Rech-
nung zu tragen, wird kinftig bereits bei mehr als einem Drittel gewerblicher Nut-
zung ein Zuschlag erhoben und fihrt dazu, dass eine héhere Anzahl an Grund-
stlicken mit einem Artzuschlag belegt wird, wodurch die Wohngrundstiicke ent-
lastet werden.

Der ermittelte Nutzungsfaktor wird bei den Gewerbegrundstiicken mit 1,5 bzw.
2,0 vervielfacht - wahrend in der vorherigen Regelung der jeweilige Vomhun-
dertsatz um 30 % erhdht wurde.

Finanzielle Auswirkungen fiir die Stadt Rheine:

Keine Mehrbelastung des stadtischen Haushaltes. Fuhrt zu einer gerechteren
Verteilung des von den Beitragspflichtigen zu tragenden Anteils am Erschlie-
Bungsaufwand.

§ 9 Mehrfach erschlossene Grundstiicke

Wird ein Grundstlck durch mehrere gleichartige beitragsfahige ErschlieBungsan-
lagen erschlossen, werden grundsatzlich fur jede dieser Anlagen Beitrage fallig.
Der Satzungsgeber kann (muss aber nicht) unter Berilcksichtigung des Gleich-
heitssatzes eine Verglnstigung gewahren. Das geht zwangslaufig zu Lasten der
ubrigen Beitragspflichtigen, ist aber gleichwohl Ublich und rechtfertigt sich aus
der Uberlegung, dass die zweite (oder mehrfache) ErschlieBung erfahrungsge-
maB nur einen geringeren als den doppelten (oder mehrfachen) ErschlieBungs-
vorteil vermittelt.

In der bisherigen Satzung wurden 50 % ErmaBigung gewahrt. Die Verwaltung
empfiehlt eine moderate Anpassung aufgrund der praktischen Erfahrungen mit
den ortlichen Besonderheiten (neu 40% ErmaBigung), die nur unwesentlich von
der Empfehlung der Mustersatzung (33,34 % ErmaBigung) abweicht.

Finanzielle Auswirkungen fiir die Stadt Rheine:
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Keine Mehrbelastung des stadtischen Haushaltes. Fuhrt zu einer gerechteren
Verteilung des von den Beitragspflichtigen zu tragenden Anteils am Erschlie-
Bungsaufwand.

§ 10 Kostenspaltung

In der Aufzahlung der einzelnen Teileinrichtungen, flr die im Wege der Kos-
tenspaltung Beitrdge erhoben werden kénnen, wurden die kombinierten Geh-
und Radwege und die Mischfladchen erganzt.

Bislang hat der Rat die Anwendung der Kostenspaltung beschlossen. Die Ent-
scheidungsbefugnisse sollen in § 18 neu geregelt und dadurch dem Birgermeis-
ter Ubertragen werden.

Finanzielle Auswirkungen:

Keine!

§ 11 Merkmale der endgiiltigen Herstellung von ErschlieBungsanlagen

Die Merkmale der endglltigen Herstellung von ErschlieBungsanlagen wurden im
bisherigen § 9 Abs. 1 genau festgelegt. Sobald von diesen Standardmerkmalen
abgewichen werden sollte, war eine sog. Abweichungssatzung erforderlich.

Beispiel: Bisher musste fiir die Beitragsabrechnung eine Anderungssatzung erlas-
sen werden, wenn der Ausbau einer StraBe in einem Siedlungsgebiet als Misch-
flache vorgesehen war.

Zuklnftig reicht es aus, wenn der Bauausschuss ein entsprechendes Baupro-
gramm beschlieBt.

Finanzielle Auswirkungen:

Keine

§ 18 Entscheidung durch den Biirgermeister

Eine solche Regelung wird aufgrund der aktuellen Rechtsprechung dringend emp-
fohlen. Diese Ubertragung bedeutet allerdings nicht, dass der Biirgermeister die
jeweilige Entscheidung selbst treffen miisste; insoweit reicht es aus, wenn die
Entscheidung von einer nach den Bestimmungen der Gemeindeordnung vertre-
tungsberechtigten Person gefasst wird.

Eine derartige Regelung bestand bisher nicht. Eine Anpassung der Zustandig-

keitsordnung fir den Rat und die Ausschiisse der Stadt Rheine ist dazu erforder-
lich.

Finanzielle Auswirkungen:
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Keine

Fazit:

Insgesamt ist festzuhalten, dass die neue Satzung - abgesehen von der Mdéglich-
keit die § 2 bietet - keine finanziellen Auswirkungen fir die Stadt Rheine hat.

Sie wird der aktuellen Rechtsprechung angepasst und fihrt zu einer gerechteren

Verteilung des von den Beitragspflichtigen zu tragenden Anteils am Erschlie-
Bungsaufwand.

Hinweis:

Genauere Begrindungen/Ausfihrungen sind unter den Erlauterungen der be-
troffenen §§ der neuen Satzung aufgefuhrt.

Anlagen:

Anlage 1: Synopse



	Datum
	Zusatzinformation
	Beratungsfolge
	FAuswirkung
	Kontrollkästchen6
	Sachverhalt
	Beschlußvorschlag
	Anlage

